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Landkreis: Heilbronn 
Stadt: Güglingen 
Gemarkung: Güglingen 

Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13a 
BauGB und örtliche Bauvorschriften 

Herrenäcker-Baumpfad, 4. Änderung 

Maßstab 1: 500       
Auszug aus dem Liegenschaftskataster gefertigt und zum Bebauungsplan ausgearbeitet. 

Projektnummer: 420180142 

 

Untergruppenbach, den 22.07.2025 

Verfahrenshinweise die örtlichen Bauvorschriften (§ 74 LBO i.V. mit § 13 
BauGB, vereinfachtes Verfahren) 

Aufstellungsbeschluss (§ 2 (1) BauGB) am 22.07.2025 

Beschluss der Veröffentlichung im Internet bzw. der öffentlichen 
Auslegung (§ 3 (2) BauGB am 22.07.2025 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschl. (§ 2 (1) BauGB) am 01.08.2025 

Ortsübliche Bekanntmachung der Veröffentlichung im Internet bzw.  
der öffentlichen Auslegung (§ 3 (2) BauGB) am 01.08.2025 

Veröffentlichung im Internet bzw. öffentliche Auslegung 
(§ 3 (2) BauGB)            vom 11.08.2025     bis 19.09.2025 

Satzungsbeschluss des Bebauungsplans (§ 10 (1) BauGB) und 
der örtlichen Bauvorschriften (§ 74 (1) i. V. mit § 74 (7) LBO) am .....................  

 

Ausgefertigt: Güglingen, den ..........................   

 Michael Tauch, Bürgermeister 

Ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses des  
Bebauungsplans und der örtlichen Bauvorschriften (§ 10 (3) BauGB) am ......................  

Zur Beurkundung: 

 Michael Tauch, Bürgermeister 

ENTWURF 
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Textteil für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 

Rechtsgrundlagen: §§ 2, 9, 10 und 13a des Baugesetzbuch in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) und § 4 Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 582, 
ber. S. 698), geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. November 2024 (GBl. Nr. 98) in 
Verbindung mit § 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung 
vom 5. März 2010 (GBl. S. 357), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. März 
2025 (GBl. 2025 Nr. 25). Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176). 

Aufhebungen: Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs bisher bestehenden 
örtlichen planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie frühere örtliche bau-
polizeiliche Vorschriften werden aufgehoben. 

Festsetzungen: In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:  

1. Bebauungsplan  
„Herrenäcker-Baumpfad, 4. Änderung“ 
Planungsrechtliche Festsetzungen 

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1 - 15 BauNVO) 
Allgemeines Wohngebiet (WA) - § 4 BauNVO. Die Ausnahmen nach § 4 (3) Nr.4 und 5 
BauNVO (Gartenbaubetriebe und Tankstellen) werden gemäß § 1 (6) BauNVO nicht Be-
standteil des Bebauungsplans. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 21a BauNVO) 
Siehe Einschrieb im Plan  

a) Maximal zulässige Grundfläche (§ 16 (2) Nr.1 BauNVO + § 19 BauNVO) 

Es sind Wohngebäude mit einer Grundfläche von höchstens 50 m² zulässig. 

Eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch Terrassen sowie durch Stellplätze 
mit ihren Zufahrten ist bis maximal 50 m² zulässig. 

b) Höhe baulicher Anlagen (§ 16 (2) Nr. 1 BAUNVO + § 18 BauNVO) 

Die maximale Gesamthöhe der Gebäude (Oberkante Dach/Dachfirst) wird auf 7,00 m über 
der Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) festgesetzt.  

Die EFH darf höchstens 0,50 m über dem bestehenden Straßenniveau liegen. Als beste-
hendes Straßenniveau gilt die mittlere Höhe der an das Baugrundstück angrenzenden öf-
fentlichen Straße, gemessen entlang der Grundstücksgrenze. 

Technische notwendige Dachaufbauten, wie z.B. haustechnische Anlagen, und Anlagen 
zur solaren Energiegewinnung sind über die festgesetzte Höhe hinaus zulässig.  

1.3 Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 
Von § 22 (1) abweichende Bauweise: Zugelassen sind Einzelhäuser mit einer Gesamtlänge 
von höchstens 11 m, mit seitlichen Grenzabständen im Sinne der offenen Bauweise (a). 

1.4 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 (1) Nr. 6 BauGB) 
Die zulässige Zahl der Wohnungen ist begrenzt auf zwei Wohnungen im Einzelhaus. 
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1.5 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 23 BauNVO) 
a) Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen bestimmt. 

b) Die festgesetzten Baugrenzen können mit untergeordneten Bauteilen und Vorbauten bis 
5 m Breite um bis zu 1,5 m überschritten werden. Der Abstand zur befahrbaren öffentli-
chen Fläche muss mindestens 2 m betragen. 

1.6 Nebenanlagen, überdachte Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, §§ 12, und § 23 
Abs. 5 BauNVO) 

a) Garagen und Carports (überdachte Stellplätze) sind) sind nur innerhalb der überbauba-
ren Grundstücksflächen zulässig. Sie können ausnahmsweise auf den nicht überbauba-
ren Grundstücksflächen zugelassen werden.  

b) Offene, ebenerdige Stellplätze sind allgemein auch außerhalb der überbaubaren Grund-
stücksfläche zulässig. 

1.7 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und   
Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

a) Die Befestigung von Stellplätzen darf nur wasserdurchlässig erfolgen (Rasensteine, Ra-
senpflaster, Drainpflaster oder ähnliches). Wasserundurchlässiges Pflastermaterial ist 
unzulässig. 

b) Durch Baumaßnahmen bedingte Bodenverdichtungen sind auf ein Minimum zu beschrän-
ken. 

Verdichtete Bereiche sind nach Abschluss der Bauarbeiten durch geeignete Maßnahmen 
wieder wirkungsvoll zu lockern. 

Bei erforderlichen Geländeaufschüttungen innerhalb des Baugebiets darf der Mutterboden 
des Urgeländes nicht überschüttet werden, sondern ist zuvor abzuschieben. Für Auffül-
lungen ist ausschließlich Aushubmaterial (Unterboden) zu verwenden. 

Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass Stoffeinträge bzw. Ver-
mischungen mit Bodenmaterial auszuschließen sind. 

c) Zur Schonung nachtaktiver Insekten sind für die Außenbeleuchtung insektenfreundliche 
und abstrahlungsarme Leuchtmittel nach dem neuesten Stand der Technik zu verwen-
den. Es sind Leuchten zu wählen, die kein Streulicht erzeugen. Die Außenbeleuchtung ist 
auf das unbedingte erforderliche Maß zu beschränken. 

d) Stützmauern, Lichtschächte und Entwässerungsanlagen sind so anzulegen, dass keine 
Fallen für Kleintiere entstehen.   

e) Bei Abbrucharbeiten, Gehölzrodungen und Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass 
keine Lebensstätten geschützter Tierarten (z.B. Vogelnester, Fledermausquartiere, Mulch 
bewohnende Käfer oder Eidechsenvorkommen) beeinträchtigt werden. Die artenschutz-
rechtliche Unbedenklichkeit der Maßnahmen ist durch einen Sachkundigen zu bestäti-
gen. Eventuell erforderliche Gehölzrodungen dürfen nicht in der Vegetationsperiode von 
01. März bis 30. September durchgeführt werden. 

1.8 Pflanzzwang (§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB) 
Pflanzzwang – Einzelbaume (PZ): An den im Plan durch Planzeichen festgesetzten Stellen 
sind standortgerechte, hochstämmige Laubbäume zu pflanzen und dauernd zu unterhalten. 
Die örtliche Lage im Lageplan ist bindend. Artenempfehlung siehe Anhang der Begründung. 

  



Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften „Herrenäcker-Baumpfad, 4. Änderung“  Seite 4 

Hinweise: 

a) Auf die Einhaltung der Bestimmungen der § 20 und 27 DSchG wird verwiesen. Sollten bei 
der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde entdeckt werden, 
sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde umgehend zu benachrichti-
gen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) 
oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind 
bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu er-
halten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Regierungspräsidium Stuttgart 
(Referat 84.2) mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation 
archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu 
rechnen.) 

b) Nachrichtlich wird darauf hingewiesen, dass entsprechend § 126 (1) und (2) BauGB die 
Eigentümer von an öffentliche Verkehrsflächen angrenzenden Grundstücken das Anbrin-
gen von Haltevorrichtungen und Leitungen für Beleuchtungskörper der Straßenbeleuch-
tung einschließlich der Beleuchtungskörper und des Zubehörs sowie Kennzeichen und 
Hinweisschildern für Erschließungsanlagen auf ihrem Grundstück zu dulden haben. 

c) Grundwasserableitungen - auch über das öffentliche Abwassernetz - sind unzulässig. 
Grundwassererschließungen sind der Wasserbehörde unverzüglich anzuzeigen. Beab-
sichtigte Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den Untergrund mit 
Grundwasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind rechtzeitig vor deren Ausführung 
anzuzeigen. Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen, so 
sind die Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich einzustellen und das 
Landratsamt als untere Wasserbehörde zu benachrichtigen (§ 43 (1) und (6) WG). 

d) Es wird darauf hingewiesen, dass die Pflicht zur Installation einer Photovoltaikanlage zur 
Stromerzeugung beim Neubau und bei grundlegender Dachsanierung eines Gebäudes 
auf der für eine Solarnutzung geeigneten Dachfläche besteht. Dies gilt auch beim Neubau 
eines für eine Solarnutzung geeigneten offenen Parkplatzes mit mehr als 35 Stellplätzen 
für Kraftfahrzeuge über der für eine Solarnutzung geeigneten Stellplatzfläche. 

e) Bei allen Baumaßnahmen muss der Artenschutz beachtet werden. Es ist verboten, wildle-
bende Tiere mutwillig zu beunruhigen oder ohne vernünftigen Grund zu fangen, zu verlet-
zen oder zu töten (§ 39 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG). Es ist außerdem verboten, Tiere der be-
sonders geschützten Arten, der streng geschützten Arten sowie europäische Vogelarten 
erheblich zu stören oder zu töten (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BNatSchG). Auch dürfen deren 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten nicht beschädigt oder zerstört werden (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 
BNatSchG). 

 Zum Schutz von Vögeln und Kleinsäugern dürfen Gehölzrückschnitte und Rodungsmaß-
nahmen im Allgemeinen nur im Zeitraum vom 1. Oktober bis 28./29. Februar durchgeführt 
werden (§§ 39 Abs. Satz 1 Nr. 2 i.V.m. 44 Abs. 1 bis 3 BNatSchG). 

f) Um Brutmöglichkeiten für Bodenbrüter zu vermeiden und ein Einwandern von Reptilien zu 
verhindern, wird empfohlen, die Flächen des Plangebiets vor Baubeginn regelmäßig zu 
mähen und Ablagerungen aller Art auf den Grundstücken zu vermeiden.  
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2. Örtliche Bauvorschriften 
für den Geltungsbereich des Bebauungsplans  
„Herrenäcker-Baumpfad, 4. Änderung“  

2.1 Äußere Gestaltung (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 
a) Dachform und Dachneigung: Entsprechend Planeintrag. 

b) Farbgebung der Dächer der Hauptgebäude: Zulässig sind die Farben ziegelrot bis rot-
braun, mittelgrau bis dunkelgrau. Dächer bis  5° Dachneigung sind extensiv zu begrünen. 
Von der Farbfestsetzung und der Festsetzung zur Dachbegrünung sind Photovoltaik-
Anlagen ausgenommen. Parabolantennen sind farblich ihrem Hintergrund anzugleichen. 

Garagen und Carports: Es sind ausschließlich extensiv begrünte Flachdächer zulässig. 

c) Farbgebung der Außenfassaden: Leuchtende oder reflektierende Farben bzw. Materialien 
sind unzulässig. 

2.2 Einfriedungen und Stützmauern (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

a) Einfriedungen 

Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen sind Einfriedungen nur als Hecken aus heimi-
schen Sträuchern (z.B. Wildrose, Holunder, Hasel, Liguster, Schneeball, Hartriegel, 
Hainbuche) – auch mit darin einbezogenem Maschen- oder Knüpfdraht oder Stabgitter-
zäunen – bis 0,8 m Höhe zulässig. Von Fußwegen, befahrbaren öffentlichen Verkehrsflä-
chen (d.h. nicht von fahrbahnbegleitenden Gehwegen, Verkehrsgrünflächen, Pflanzquar-
tieren) und von Feldwegen ist mit festen Einfriedungen ein Grenzabstand von mindestens 
0,5m einzuhalten. Zugelassen sind nur Zäune, die im Höhenbereich bis 20 cm über dem 
Boden Kleinsäugetiere in ihrer Bewegungsfähigkeit nicht behindern. 

b) Stützmauern 

Stützmauern sind nur bis zu einer Höhe vom maximal 0,3 m zulässig. Verbleibende Hö-
henunterschiede sind abzuböschen. Von öffentlichen Fußwegen, befahrbaren öffentli-
chen Verkehrsflächen (nicht von fahrbahnbegleitenden Gehwegen, Verkehrsgrünflächen, 
Pflanzquartieren) und Feldwegen ist mit Stützmauern ein Grenzabstand von mindestens 
0,5 m einzuhalten. 

Stützmauern sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

2.3 Unbebaute Flächen der bebauten Grundstücksteile (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 
Die nicht überbauten Flächen der bebauten Grundstücke müssen Grünflächen sein, soweit 
diese Flächen nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt werden. 

Freiflächen müssen, soweit sie vom öffentlichen Straßenraum her einsehbar oder Bestand-
teil desselben sind, so gestaltet und gepflegt werden, dass sie das Ortsbild nicht beeinträch-
tigen. Wo immer möglich, ist eine Entsiegelung von Freiflächen durch die Verwendung von 
Rasenflächen oder Grünstreifen anzustreben. Für die Bepflanzung sind bevorzugt gebiets-
heimische Laubgehölze und hochstämmige Obstbäume zu verwenden. 

Lose Materialien und Steinschüttungen sind nicht zulässig. 

2.4 Antennenanlagen (§ 74 (1) Nr. 4 LBO) 
Je Gebäude ist nur eine Außenantenne zulässig. Sofern der Anschluss an eine Gemein-
schaftsantenne möglich ist, sind Außenantennen unzulässig. 

2.5 Niederspannungsfreileitungen (§ 74 (1) Nr. 5 LBO) 
Niederspannungsfreileitungen sind unzulässig. Bundesrechtliche Vorschriften bleiben unbe-
rührt. 

2.6 Zahl der Stellplätze (§ 74 (2) Nr. 2 LBO) 
Je Wohneinheit ist ein Stellplatz nachzuweisen. 
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